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Gemeindefakultativum
im Kanton Bern angenommen
Mit ihrem Ja zur Frauenstimmrechtsvor-
läge haben die bernischen Stimmberech-
tigten im Sinne des demokratischen Ge-
dankens entschieden und einem bedach-
tigen Fortschritt zugestimmt, der dem
Wohl unserer Gemeinden in hohem Mass
dienen wird. Der 17. und 18. Februar 1968
werden als grosse Tage auch in die Ge-
schichte der bernischen und schweizeri-
sehen Frauenbewegung eingehen. Der
Weg zur Rechtsgleichheit und verantwort-
liehen Mitarbeit der Berner Frauen in der
Gemeinde ist nun geöffnet und jahrzehnte-
langer Einsatz im Dienste dieser Sache
belohnt worden. Fehlten vor zwölf Jahren
noch rund 10 000 Stimmen zur Annahme
einer ganz ähnlichen Vorlage, ist das heu-
tige Gemeindefakultativum mit einem an-
sehnlichen Mehr von 5 313 Stimmen gut-
geheissen worden (64 118 Ja gegen 58 805
Nein). Nach den Ergebnissen des Urnen-
gangs sind die ländlichen Gegenden des
Kantons, besonders einige Bezirke des
Oberlandes und des Emmentals, noch aus-
gesprochene Gegner der Neuerung; doch
verhält es sich keineswegs so, dass die
Landschaft geschlossen gegen die Vorlage
gestimmt hätte. Indessen ist es eindeutig
den Stadtgemeinden und dem Jura zu ver-
danken, dass der «überfällige Akt der
Gerechtigkeit« (alt Bundesrat F. T. Wahlen)
vollzogen werden konnte.

Grosse annehmende Mehrheiten sind vor
allem in Bern (18 698 Ja gegen 10 092
Nein) und Biel (5 438 Ja gegen 2 664 Nein)
sowie im Jura zustandegekommen, des-
sen sämtliche Amtsbezirke sich dem Fort-
schritt aufgeschlossen zeigten. Von insge-
samt 30 bemischen Amtsbezirken haben

deren 10 Ja gesagt. Aus den Ergebnissen
der Abstimmung ist abzulesen, dass die
Überlegung richtig war, der Vorschlag
eines blossen Gemeindefakultativums ent-
spreche den von Bezirk zu Bezirk, Ge-
meinde zu Gemeinde sehr verschiedenar-
tigen Verhältnissen und habe am ehesten
Aussicht, von den Stimmberechtigten an-
genommen zu werden. Die Stimmbeteiii-
gung betrug 45,5%.
Unter dem erneuerten Gemeindegesetz,
das die im Bernerland tief verwurzelte
Gemeindeautonomie betont, wird nun jede
einzelne Gemeinde in eigener Abstimmung
entscheiden können, ob auf ihrem Boden
die Frau zur Aktivbürgerin zu befördern
sei. In Biel und in der jurassischen Ge-
meinde Lajoux hat sich die Neuerung mit
der Annahme der kantonalen Vorlage be-
reits verwirklicht. In diesen Gemeinden
ist, parallel zum kantonalen Urnengang,
über eine entsprechende Änderung des
Gemeindereglements abgestimmt worden
— und schon stehen die Bielerinnen und
die Frauen von Lajoux als Gemeindebür-
gerinnen in vollen Rechten und Pflichten
da. Wir gratulieren! Voraussichtlich wer-
den die Bieler Frauen bereits an den
Stadtrats- und Gemeinderatswahlen vom
kommenden Herbst teilnehmen können (es
sind nun zuerst die Stimmregister für die
Frauen in diesen beiden Gemeinden an-
zulegen, was in der Stadt Biel einige
Monate dauern wird). In weitern Gemein-
deparlamenten des Kantons so in Bern,
Burgdorf, Langenthal und Neuenstadt,
wird man ungesäumt von der neuen Be-
fugnis Gebrauch machen, und andere Ge-
meinden werden folgen. Dass heute in
zwei bernischen Gemeinden das Frauen-
Stimmrecht eingeführt ist, und dass es da
und dort im Kanton auch nicht mehr
lange auf sich warten lassen wird, ist ein
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erfreuliches Fazit, das uns im Jahr der
Menschenrechte mit besonderer Genug-
tuung erfüllt.
Gerda Stocker-Meyer

«Züri-Bote»-Geisi auch in Bern
am Werk
Die geanerische Propaganda im Kreuzfeuer
der Kritik M
Während der Geist und die Tonart, welche die
Abstimmungskampagne der Befürworter präg-
ten, offensichtlich bei vielen Stimmbürgern An-
klang fanden und von der Presse gewürdigt
wurden, war die gegnerische Propaganda mit
Recht schärfster Kritik ausgesetzt. Gerügt wur-
de, neben der unsachlichen, zum Teil dema-
gogischen Art, in der die Frauenstimmrechts-
vorläge bekämpft wurde, die Tendenz der Geg-
ner, die Demokratie an sich und deren Frei-
heitsrechte herabzuwürdigen. Wir greifen aus
einer grossen Zahl derartiger Pressestimmen
einige heraus:
«In der Auseinandersetzung über die Abstim-
mung hat der Bund der Bernerinnen gegen das
Frauenstimmrecht eine Broschüre veröffentlicht,
die an niedriger Gesinnung kaum übertroffen
werden kann. Nur gewöhnliche Frauen, wird
unter anderem dargelegt, verlangten die Gleich-
heit der Geschlechter; eine intelligente Frau
misstraue ihr, und eine hübsche spotte darüber.
Mit nicht zu überbietender .Logik' wird dann
fortgefahren, es sei also nichts mit der sympa-
thischen .Vermenschlichung' der National- oder
Ständeratssitzungen. ...Wie sei es übrigens
mit der Vermenschlichung der deutschen Poli-
tik im Dritten Reich gewesen, wird gefragt.
Die Frauen hätten rein gar nichts machen kön-
nen, obwohl viele Gut und Leben einsetzten
für jüdische Mitmenschen und obwohl sie
gleichberechtigt gewesen seien. Auch sonst
sei keine Frauenpolitik bekannt, die man als
segensreich bezeichnen könnte Man höre
etwa Namen wie Anna Pauker oder Furtsewa.
Meinen wir vielleicht, lautet dann die gemeine
Frage, nur bei uns im Kanton Bern würden die
.rechten' Frauen Politik machen?» (NZZ)

«Ein schwarzer Damenhandschuh springt dem
Passanten aus dem Plakat der Gegner entge-
gen, dahinter lächelt ein hübsch frisiertes
Haupt, und unter dem ganzen prangt die
Schlagzeile: ,Lasst uns aus dem Spiel!' Seit
wann stellt das Abstimmen, Wählen, Gewählt-
werden und Amten für den Schweizer ein Spiel
dar? Seit wann könnte jemand in bernischen
Landen damit rechnen, von den Folgen dieses
.Spiels' verschont zu bleiben?»
(St. Galler Tagblatt)
«Aus welchem Spiel sollen die Frauen ausge-
schlössen bleiben? Ist das Bürgerrecht, über
die Geschicke des Staates, über Schulen, Spi-
täler, Steuern abstimmen zu können, ein Spiel?
Wer so argumentiert, würde unsere Demokra-
tie aufs Spiel setzen
Hier wird offenbar mit Gesinnung gespielt —
und wenn Politik so getrieben wird, dann lasst
uns tatsächlich aus dem Spiel — uns geborene,
eingebürgerte, angeheiratete Schweizer alle-
samt!
Eine solche Argumentation hat weder mit Poli-
tik, noch Schweizertum — was immer das
heissen will — etwas zu tun: Hier werden
Spielregeln der Demokratie selbst verletzt, denn
das Pamphlet mit seiner ,Blut- und-Boden'-
Philosophie trägt Züge eines sattsam bekann-
ten Faschismus!» (Bund)
«Wenig guten Geschmack beweist einmal mehr
der ominöse .Bund der Bernerinnen gegen das
Frauenstimmrecht' mit seinem Plakat, das die
Neinparole gegen die Abänderung des Geset-
zes über das Gemeindewesen propagiert. Von
noch weniger gutem Geschmack allerdings
zeugt das aus derselben Küche stammende
Flugblatt, in dem dargestellt zu werden auch
alt Bundesrat F. T. Wahlen die zweifelhafte Ehre
hat. Mit einem aus dem Zusammenhang geris-
senen Zitat glaubt man also diesen verdienten
Magistraten für seine Zwecke missbrauchen zu
können. Da war es wohl ein besonders glück-
licher Zufall, dass ausgerechnet am selben ge-
strigen Tage, da dieses üble Machwerk zur
Verteilung gelangte, alt Bundesrat Wahlen an-
lässlich einer Pressekonferenz des Aktionsko-
mitees für die Mitarbeit der Frau in der Ge-
meinde sich mit Kompetenz und Herzlichkeit
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